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Vierte Aktualisierung von Anhang ll zum Freizügigkeitsabkommen mit der EU

Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin
Sehr geehrter Herr Stadtpräsident
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin
Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Beiliegend erhalten Sie zu lhrer lnformation das Schreiben des Bundesamtes für Ge-

sundheit (BAG) vom21. Januar 2015 betreffend die vierte Aktualisierung von Anhang ll
zum Freizugigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union und die

Aktualisierung der Tabelle <Überblick über die lnternationalen Sozialversicherungsab-
kommen der Schweiz>.

Wir empfehlen lhnen, auf der Webseite des BAG (www.news.admin.ch) ein Benutzerkon-

to zu erstellen und den <Newsletter Kreis- und lnformationsschreiben Krankenversiche-
rung Schweiz/lnternationales> zu abonnieren, Damit werden Sie vom BAG automatisch

über dessen I nformationsschreiben zur Versicherungspflicht informiert.

Bei allfälligen Fragen wenden Sie sich bitte an die Gemeinsame Einrichtung KVG, Fach-

bereich Verbindungsstelle, Gibelinstrasse 25, Postfach, 4503 Solothurn (Telefon:032 625

30 30, E-Mail: info@kvo.orq).

Wir ersuchen Sie um Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Roman Wüst, lic.iur
Generalsekretär
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Beilage
- Schreiben des Bundesamtes für Gesundheit vom 21. Januar 2015

Kopie zur Kenntnisnahme an:
- Gemeinsame Einrichtung KVG, Fachbereich Verbindungsstelle, Gibelinstrasse 25,

Postfach, 4503 Solothurn
- santésuisse, Römerstrasse 20, 4500 Solothurn
- Vereinigung St,Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP),

Herrn Beat Tinner, Präsident, Gemeindehaus, 9478 Azmoos
- Geschäftsstelle der Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindeprä-

sidenten (VSGP), Herrn Roger Hochreutener, BahnhofplatzS, Postfach 735, 9001

St.Gallen
- Departement des lnnern, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen
- Versicherungsgericht des Kantons St.Gallen, Wassergasse 44, 9001 St.Gallen

- Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen (SVA), Herrn Bruno Leutenegger,

Leiter Ausgleichskasse, Brauerstrasse 54, 9016 St.Gallen
- Kantonales Migrationsamt, Herr Jürg Eberle, Leiter, Oberer Graben 32,

9001 St.Gallen
- Kantonales Amt für Wirtschaft, Herr lic.iur.HSG Peter Kuratli, Leiter, Unterstrasse 22,

9001 St.Gallen
- lntern: AP / BU i LJO
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Bundesamt filr Gerundhelt BAG

Direktionsbereich Kranken- und Unfallversicherung

A CH-3003 Bern
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An die Kantonsregierungen und die
ftir die Kontrolle der Versicherungspflicht
zuständigen kantonalen Stellen

lhr Zeichen:
ReferenzJAktenzeichen: 51 5.0000-21 2.009306/1 040839/
UnserZeichen: Js, PMC
Bem,21. Januar2015

l. Vierte Aktualisierung von Anhang ll zum Freizügigkeitsabkommen Schweiz - EU
ll. Aktualisierung der Tabelte <Überblick über die internationalen Sozialver-

sicherungsabkommen der Schweizr vom 2. Mai 2013

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne informieren wir Sie nachfolgend 0ber die oben genannten Themenbereiche, bei denen es in den
letzten Jahren zu Neuerungen gekommen ist. Gleichzeitig möchten wir Sie darauf hinweisen, dass wir
für alle interessierten Kreise eine Newsletters-Rubrik auf lnternet aufgeschaltet haben. Unter
www.news.admin.ch können Sie ein BenuÞerkonto erstellen und ,,Newsletter Kreis- und lnformations-
schreiben Krankenversicherung Schweiz/lnternationales" abonnieren, damit Sie automatisch über die
Aufschaltung unserer neuen lnformations- und Kreisschreiben informiertwerden.

l. Vierte Aktualisierung von Anhang ll zum Freizügigkeitsabkommen Schweiz - EU

Mit der vierten Aktualisierung von Anhang ll zum Freiztigigkeitsabkommen Schweiz - EU (FZA), die auf
den 1. Januar 2015 in Kraft getreten ist, werden die Koordinationsverordnungen (EG) Nr. 883/2004 und
(EG) Nr. 987/2009 revidiert. FLrr die Krankenversicherer und die Kantone ist vor allem die Übernahme
der Verordnung (EU) N¡. 46512012 relevant, die zu kleineren Anderungen der Koordinationsverordnun-
gen im Zusammenhang mit den Unterstellungsregelungen ft¡hrt. Nachfolgend werden diese neuen
Regeln aufgeführt. Damit wird unser lnformationsschreiben vom 9. Mà22012 unter Ziffer 3.1.2 und
Zilfer 3.2.2 teilweise abgeändert. Diese Angaben dienen lediglich der lnformation. Die AHV-
Ausgleichskassen sind für die Beurteilung der Unterstellung zuständig. lhre diesbeztrglichen Entscheide
gelten grundsätzlich auch ft¡r die Krankenversicherung.

Bundesamt ft¡r Gesundheit BAG
Susanne Jeker Siggemann
Hessstrasse 27E, 3003 Bem
Tel. +41 31 322 90 58, Fax-Nr. +4'l 31 323 00 60
susanne.jeker@bag. admin.ch
www. bag.admin.ch



1. Gewöhnliche unselbständige Tätigkeit in mehreren Staaten
GrundsäElich sind Personen nur dann in ihrem Wohnstaat versichert, wenn sie dort einen ,wesentlichen
Teil" (in der Regel mehr als 25 %l der Enrerbstätigkeit aus0ben. Diese Regel, die bisher nur auf Tätig-
keiten ftlr einen einzigen Arbeitgeber Anwendung fand, ist auf Tätigkeiten für zwei oder mehrere Arbeit-
geber ausgedehnt worden. Wird im Wohnstaat kein wesentlicher Teil der Tätigkeit ausgetrbt, gelangen
je nach Konstellation die Vorschriften des Staates, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz hat, oder die
Vorschriften des Wohnstaates zur Anwendung (vgl. Art. 13 Abs. 1 Bst. b Verordnung (EG) Nr.
883/2004).

2. Flugperconal
Die BesaÞungsmitglieder von Fluggesellschaften sind neu in dem Staat versichert, in welchem sich die
Heimatbasis befindet. Als Heimatbasis gilt der Ort, wo das BesaEungsmitglied normalen¡¡eise eine
Dienstzeit oder eine Abfolge von DiensÞeiten beginnt und beendet und wo der Luftfahrtunternehmer
normalerweise nicht ftlr die Unterbringung des betreffenden Besatzungsmitgliedes verantwortlich ist.

3. UnbedeutendeTätlgkeiten
Für die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften bei der Ausübung von Tätigkeiten in zwei
oder mehr Mitgliedstaaten werden unbedeutende Tätigkeiten (Eigenart der Tätigkeit oder als Orientie-
rung, weniger als 5 o/o der Arbeitszeit resp. des Einkommens) generell nicht mehr berflcksichtigt. Die
Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz ist auf Grund der Eigenart der Tätigkeit keine
unbedeutende Tätigkeit.

4. Übergangsfrist von zehn Jahren
Für die geänderten Unterstellungsregelungen gilt eine Übergangsbestimmung von zehn Jahren. Sofern
die Versicherungsunterstellung vor dem 1. Januar 2015 festgelegt wurde, bleibt die betroffene Person
während längstens zehn Jahren nach den bisherigen Bestimmungen unterstellt, solange der bis dahin
vorherrschende Sachverhalt nicht åndert. Die betreffende Person kann aber beantragen, dass die
neuen Regelungen Anwendung finden.

ll. Aktualisierung der Tabelle < Überblick über die internationalen Sozialversiche-
rungsabkommen der Schweiz > vom 2. fúai 2013

Mit unserem lnformationsschreiben vom 2. Mai 2013 haben wir Sie zu den internationalen Sozialversi-
cherungsabkommen der Schweiz und deren Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die
Unterstellung der entsandten Arbeitnehmenden informiert. ln der Zwischenzeit sind einige Neuerungen
und Fragestellungen aufgetreten, i¡ber die wir Sie nachfolgend informieren möchten. Gleichzeitig haben
wir die dazugehörige Tabelle angepasst und lassen sie lhnen im Anhang zukommen.

1. Sozialversicherungsabkommen zwischen der Schweiz und lndien, Japan, Kroatien und
Mazedonien

Die Sozialversicherungsabkommen mit lndien, Japan, Kroatien und Mazedonien umfassen die Unter-
stellung unter die Krankenversicherung. Das bedeutet, dass die Entsandten aus diesen Ländern nicht
in der Schweiz krankenversicherungspflichtig sind. Sie haben der fflr die Kontrolle der Versicherungs-
pflicht zuständigen kantonalen Behörde lediglich eine Kopie ihrer Entsendebescheinigung vozulegen.
Der Kanton darf in einem solchen Fall weder die Gleichwertigkeit der ausländischen Versicherung ttber-
prüfen, noch eine Bescheinigung des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin über den bestehenden
Versicherungsschutz verlangen.
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Wenn beider betroffenen Person eine ungenügende Krankenversicherungsdeckung vorliegt, muss sie
bei Eintreten eines Versicherungsfalls für die Kosten, welche nicht von ihrer Versicherung abgedeckt
werden, selbst aufkommen. Wir empfehlen den Kantonen, die betroffenen Entsandten über dieses
Risiko aufzuklären und darüber zu informieren, dass sie selber dafür verantwortlich sind, über einen
genlrgenden KrankenversicherungsschuE zu verfügen.

Die Bestimmung von Artikel 2 AbsaÞ 5 lO/V ist nur auf Abkommen anwendbar, deren sachlicher
Geltungsbereich die Unterstellung unter die Krankenversicherung nicht erfasst (siehe Tabelle im
Anhang). Diese Entsandten unterstehen der Versicherungspflicht in der Schweiz und kÖnnen auf
Gesuch hin befreit werden, wenn der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin sich verpflichtet, dafi¡r zu
sorgen, dass während der gesamten Geltungsdauer der Befreiung fûr Behandlungen in der Schweiz
mindestens die Leistungen nach KVG versichert sind.

Zum Sozialversicherungsabkommen mit Kroatien möchten wir lhnen noch folgende Mitteilung machen.
Kroatien ist am 1. Juli 2013 der EU beigetreten. Das europäische Koordinationsrecht ist in den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Kroatien nicht anwendbar, sondern weiterhin das bestehende
Sozialversicherungsabkommen. Der Beschluss des Bundesrates vom 30. April 2014, der die
kontingentierte Zulassung von kroatischen Staatsangehörigen zum Schweizer Arbeitsmarkt und die
Anerkennung kroatischer Berufsdiplome ab dem 1. Juli 2014 regelt, ändert daran nichts.

2. Neue GeseEgebung über die Krankenversicherung in den USA (Obamacare)
Bisher blieben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die von der Schweiz in die USA entsandt wurden,
gestützt auf das Sozialversicherungsabkommen zwischen der Schweiz und den USA und nach Mass-
gabe von Artikel 4 l{/V in der Schweiz krankenversicherungspflichtig und waren nicht verpflichtet, sich
in den USA zu versichern. Die neue Gesetzgebung der USA über die Krankenversicherung (Atfordable
Care Act, oft auch Obamacare genannt) sieht jedoch seit Anfang 2014 eine obligatorische Krankenver-
sicherung f[¡r alle Personen vor, welche Wohnsitz in den USA haben.

Da für die in die USA entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer somit eine Gefahr der Doppel-
versicherung bestand, hat das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) mit den zuständigen Behör-
den der USA Kontakt aufgenommen und eine Anfrage auf Anerkennung der Gleichwertigkeit der 1(/G-
Versicherung gestellt. Das BSV hat im Januar 2015 eine Gleichwertigkeitsanerkennung für l(/G-
versicherte Personen erhalten, anwendbar rückwirkend per 1. Janua¡ 2014.

Somit sind in den USA wohnende Personen, die in der Schweiz versicherungspflichtig bleiben, nicht
verpflichtet, sich in den USA zu versichern. Die Kosten der Leistungen in den USA kÖnnen jedoch hÖher

sein als die Kosteni¡bernahme nach Artikel 36 AbsaE 4 l(/V.

Wir danken lhnen ftir lhre Bemühungen, die Sie für die korrekte Umsetsung des Freiz0gigkeitsabkom-
mens im Bereich der Krankenversicherung unternehmen und stehen lhnen für weitere Auskflnfte gerne
zur Verfügung.

Freundliche Grflsse

Abteilung Versicherungsaufsicht
Die Leiterin

,// ,4,/-1 -n.t
Helga Portmann
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Uberblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der Schweiz:
Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsandten Arbeitnehmenden

* USA anerkennt Gleichwertigkeit l(/G : keine Versicherungspflicht Obamacare für Personen die in CH versicherungsplichtig bleiben

Befreiung nach Art. 2 Abs. S KW möglich

bis 5 Jahre

(Verlängerung möglich) Befreiung
Abs. 5 l(/V mögtich

bis 5 Jahre
nach Art. 2

bis 3 Jahre (Verlängerung möglich) Befreiung
nach Art. 2 Abs. 5 t(\/V mögtich

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)
Keine Kontrolle Gleichwertigkeit durch Kt

bis 5 Jahre (Verlängerung möglich).
Befreiung nach Art. 2 Abs. 5 lO/V mögt¡ch

bis 3 Jahre (Verlängerung mÖglich) Befreiung
nach Art. 2 Abs. 5 l(/V mÖgl¡ch

bis 6 Jahre (Maximum)
Keine Kontrolle Gleichwertigkeit durch Kt
bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)
Befreiung nach Art. 2 Abs. 5 lryV möglich

bis 5 Jahre (Verlängerung mÖglich)
Entsendung aus einem Drittstaat mÖglich
(eine Kontrolle Gleichwertigkeit durch Kt

bis 2 Jahre (Verlängerung mögtich)
Keine Kontrolle Gleichwertigkeit durch Kt
bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)
Befreiung nach Art. 2 Abs. 5 l(\A/ möglich

bis 1 Jahr (Verlängerung mogl¡ch) Befreiung
nach Art. 2 Abs. 5 1(/V möglich

bis 2 Jahre (Verlängerung mÖglich)
Befreiung nach Art. 2 Abs. 5 l$/V mÖglich

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH K/G anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

ln CH l(/G anwendbar

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(VG anwendbar)

Grundsätzlich am Enruerbsort
(ausser bei Sonderfällen)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(VG anwendbar)

Grundsätzlich am Enrerbsort
(ausser bei Sonderfällen)

ln CH l(/G anwendbar

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(VG anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

Staat wo der Arbeitgeber
seinen Sitz hat

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

lm Abkommen nicht geregelt
(in CH l(/G anwendbar)

nein: nur indirekte Wirkung
bei Entsendung

nein: nur indirekte Wirkung
bei Entsendung

nein: med. Leistung Rentner
indir. Wirkung Entsendung

lm Norden (türkische Repu-
bl¡k) FZA nicht anwendbar

ja + Freizügigkeit /
Taggeldversicherung l(/G
nein: nur indirekte Wirkung
bei Entsendung

nein, FreizügigkeíUTaggeld
indir. Wirkung Entsendung

ja, Unterstellungsregeln

nein: nur indirekte Wirkung
bei Entsendung

ja, Unterstellungsregeln

ja + Freizügigkeit /
Taggeldversicherung l(/G
nein: nur indirekte Wirkung
bei Entsendung

ja, für Rheinschiffer

nein, FreizügigkeiUTaggeld
indir. Wirkung Entsendung

nein, FreizügigkeiUTaggeld
indir. Wirkung Entsendung

0.831.109.158.1
01.01.2008

0.831.109.232.1 +.2
01.10.1995

0.831.109.245.1
01 .03.1998

'l09.291
998

1.1
1.1

0.83
01.0

0.831.109.336.1
01 .1 1 .1 980

0.831.109.818.1
01.03.1964

0.831.109.423.1
29.01.201'l

0.831.109.449.1
01.10.1985

0.831.109.463.1
o1.03.2012

Aufhebung 01.04.2010

0.831.109.520.1
01.01.2002

0.831.109.645.1
01.03.2004

0.831.107
01.12.1987

0.831.109.672.1
01.03.1983

0.831.109.763.1
01.01.1972 (E 1969)

Australien (AU)

Kanada (CA)
+ Quebec (OUE)

Chile (CL)

Zypern Nord

Kroatien (HR)
FZA nicht anwendbar

Vereinigte Staaten (US)
neu ab 0'1.08.2014

Ex-YU (Bosnien-Herzego-
wina, Serbien, Montenegro)

lndien (lN)

lsrael(lL)

Japan (JP)

Kosovo

Mazedonien (MK)

Philippinen (PH)

Rheinschifferabkommen
(RH) BE, DE, FR, LU, NL

San Marino (SM)
FZA nicht anwendbar

Türkei[rR)

Stand am 01.01.2015


